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Am 11. März kommt die Volksinitia-
tive für eine soziale Einheitskranken-
kasse zur Abstimmung. Diese Initiati-
ve bringt einige entscheidende Ver-
besserungen gegenüber der aktuellen 
Misere im Gesundheitswesen. Sie 
wirkt insbesondere der äusserst unso-
zialen Verteilung der Kosten im Ge-
sundheitswesen entgegen. Wir neh-
men die kommende Abstimmung zum 
Anlass, einige weiterführende und 
grundsätzliche Alternativen zum heu-
tigen Gesundheitswesen vorzuschla-
gen. 

Die Einführung einer Einheitskranken-
kasse würde dazu beitragen die unsozia-
len Wirkungen der liberalen Gesund-
heitspolitik zu lindern. Diese Politik 
nützt vor allem den Krankenversiche-
rungen und den Unternehmen, die in der 
Gesundheitsindustrie tätig sind.  

Die soziale Einheitskrankenkasse basiert 
auf drei Säulen: 

• Eine einzige Grundversicherung: Es 
können weiterhin Zusatzversiche-
rungen angeboten werden, aber sie 
werden von der Grundversicherung 
abgekoppelt sein. Da mit einer Ein-
heitskasse viele Doppelspurigkeiten 
vermieden werden, können die Ver-
waltungskosten deutlich gesenkt 
werden. 

• Im Verwaltungsrat und in der Kon-
trollaufsicht werden sowohl die Be-
hörden, die Dienstleistungsanbieter 
und die Versicherten vertreten sein. 
Heute haben die Versicherten nichts 
zu sagen. Sie haben keine Vertretung 
in den Organen der Versicherungen. 
Sie dürfen nur die steigenden Prä-
mien bezahlen. 

• Ein einkommensabhängiges Prä-
miensystem: Die Prämien werden 
von den Kantonen festgelegt. Die 
heutige Subventionspolitik ist auf-

wendig und erreicht viele bedürftige 
Personen gar nicht. Das neue Prä-
miensystem wird die Subventionen 
ersetzen. Familien und viele Lohn-
abhängige bis mittlere Einkommen 
werden entlastet werden. Die Kin-
derprämie soll abgeschafft werden. 

Der Leistungskatalog soll gleich bleiben 
wie 2003. Mit einer Einheitskrankenkas-
se können zudem nützliche statistische 
Daten gesammelt werden, die eine bes-
sere Grundlage für eine gezielte und 
effiziente Präventionspolitik bieten. 

Die soziale Einheitskasse stellt die heu-
tige Vorherrschaft der Krankenversiche-
rungen in Frage. Diese haben sich als 
unfähig erwiesen, die Interessen der 
Bevölkerung zu wahren. Sie wollen 
mehr Konkurrenz. Das ist aber nur ein 
Hebel, um noch hemmungsloser die 
Bürgerinnen und Bürger in „schlechte“ 
und „gute“ Risiken einzuteilen. Sie 
wollen mehr Freiraum, um die Gesund-
heitsbedürfnisse der Menschen in Märk-
te zu zergliedern und in Felder der Pro-
fiterzielung zu verwandeln. Mit der 
Einheitskasse würden sie ihre Macht 
teilweise einbüssen. Genau darum, 
schiessen sie mit aller Macht gegen die 
Initiative für eine soziale Einheitskran-
kenkasse. Sie scheuten nicht davor zu-
rück, sogar Prämiengelder im Abstim-
mungskampf zu verschleudern. 

Die soziale Einheitskrankenkasse würde 
eine Grundlage für eine neue Gesund-
heitspolitik bieten, bei der die Betroffe-
nen – Versicherte, Gesundheitspersonal, 
PatientInnen – als PartnerInnen für ein 
besseres Gesundheitssystem zusammen-
arbeiten könnten. 

Die soziale Einheitskasse wäre ein erster 
Schritt in die richtige Richtung. Darum: 

���� JA zur Initiative für eine soziale 
Einheitskrankenkasse am 11. 
März 2007!  

 
 
Nr. 5, Januar 2007 
 
Postfach 129 
3000 Bern 23 
 
www.sozialismus.ch  
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Die Einheitskrankenkasse bietet eine um-
fassende und sichere Gesundheitsversor-
gung. Sie schont zugleich Ihr Portemon-
naie, Ihre Zeit und Ihre Nerven. 

Die Einheitskrankenkasse macht Schluss 
mit: 

• all den Werbekosten der heutigen 87 
Krankenkassen; 

• hohen Verwaltungskosten der Kassen 
(nur schon die Kosten für die Wechsel 
der Krankenversicherung betragen pro 
Jahr 220 Mio.); 

• hohen Salären für die Manager und 
Verwaltungsräte; 

• dem Abbau der Grundleistungen; 

• Schikanen gegenüber den „teuren 
Risiken“ (ältere Menschen, Frauen); 

Die Einheitskrankenkasse bringt endlich 
tiefere Prämien: 

• für mittlere und untere Einkommen 
dank Einsparungen bei den Verwal-
tungskosten und einkommensabhän-
gigen Prämien: davon werden rund 
70% der Bevölkerung profitieren, also 
die Mehrheit der Lohnabhängigen und 
ihre Familien sowie die RentnerInnen; 

• für Kinder und Jugendliche in Ausbil-
dung müssen keine Prämien mehr be-
zahlt werden. 

Die Einheitskrankenkasse wird nach dem 
Vorbild der AHV organisiert. 

Die freie Arztwahl bleibt bestehen und die 
Prämien werden weiterhin kantonal festge-
legt. Nach wie vor können private Zusatz-
versicherungen abgeschlossen werden. 

http://www.einheitskasse-ja.ch 
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Bis Ende 2006 wurde 40'000 Unter-
schriften gesammelt. Es fehlen noch 
10'000. Die offizielle Frist läuft am 20. 
Januar ab. Bitte unterschreiben Sie den 
beiliegenden Unterschriftenbogen und 
senden ihn uns sofort zu. 
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Das Krankenversicherungsgesetz KVG trat 
1996 in Kraft. Vorher war die Krankenver-
sicherung nicht obligatorisch. Jede Versi-
cherung bot andere Leistungen an. Die 
Versicherungen konnten sich weigern 
jemanden zu versichern und die Prämien 
waren vom Risiko abhängig. Daher be-
zahlten die Frauen und die Alten sehr hohe 
Prämien, die Jungen hingegen genossen 
attraktive Versicherungsbedingungen. Das 
Gesetz weist aber gravierende Mängel auf: 
die Konkurrenz zwischen den Kranken-
kassen, die angeblich einen „gesunden 
Preiskampf“ hätte fördern müssen, führt 
vielmehr zur einer Jagd auf die „guten“ 
Risiken. Es besteht nur eine geringe Soli-
darität zwischen den Versicherten. Durch 
die Kopfprämien werden die Reichen stark 
begünstigt und die Lohnabhängigen mit 
kleinen Löhnen überdurchschnittlich zur 
Kasse gebeten. Ausserdem wurden ver-
schiedene Massnahmen durchgesetzt, um 
die Kosten der Versicherungen zu senken. 
Diese Massnahmen belasten vorwiegend 
die Kranken und die Menschen mit kleinen 
Einkommen. Eine höhere Franchise ist für 
die Kranken und die Bedürftigen keine 
Alternative, um die Kosten der Prämien zu 
senken. Der finanzielle Selbstbehalt von 
10% ist eine zusätzliche Bürde für chro-
nisch Kranke. Die Streichung komplemen-
tär medizinischer Angebote aus dem Leis-
tungskatalog und andere Einschränkungen 
haben neue Marktsegmente für die die 
Zusatzversicherungen geöffnet. Die Zu-
satzleistungen eröffneten den Krankenver-
sicherungen neue, lukrative Möglichkeit 
Profite zu erzielen. 
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Die Lobby der Versicherungen ist mäch-
tig. Viele PolitikerInnen sind direkt oder 
indirekt mit den Versicherungen verbun-
den, sei als Mitglied des Verwaltungsrats, 
als Experte oder Expertin oder als höhereR 
AngestellteR. Sie verteidigen die Interes-
sen der Krankenversicherungen in den 
Parlamenten und in verschiedenen Ver-
bänden. Die Krankenversicherungen stre-
ben eine ganze Reihe von Veränderungen 
zu Lasten der Versicherten an: 

• Einführung der Vertragsfreiheit zwi-
schen Krankenversicherungen und 
Leistungserbringern. Mit der Förde-
rung von Managed-Care Modellen 
wollen sie ihrerseits die Leistungen der 

Ärzte zu kontrollieren und die Wahl-
freiheit der Versicherten einschränken. 

• Erhöhung des finanziellen Selbstbe-
halts von 10% zu 20%. Damit werden 
die Kosten der Versicherungen auf die 
Bevölkerung abgewälzt. 

• Monistische Finanzierung der Spitäler: 
Heute werden die Spitäler durch die 
Kantone und die Versicherungen fi-
nanziert. Die monistische Finanzierung 
würde die Spitäler grösseren finanziel-
len Zwängen und stärker den Bedin-
gungen der Versicherungen aussetzen. 

• Weitere Einschränkungen des Leis-
tungskatalogs (die SVP-Kranken-
kassenInitiative geht in diese Rich-
tung) damit die Zusatzversicherungen 
mehr Spielraum haben. 

• Erhöhung der Prämien für die Betag-
ten. 
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Die Krankenversicherungen selektionieren 
die Versicherten in „gute“ und „schlechte“ 
Risiken. Ausserdem bieten sie differen-
zierte Zusatzleistungen an. Damit verfol-
gen sie das Ziel, neue Versicherungsmärk-
te zu schaffen. Das wiederum ist nur ein 
Ausdruck davon, dass das Kapital alles zur 
Ware machen will, was sich irgendwie 
profitabel verwerten lässt. Die menschli-
che Gesundheit wird in Gesundheitsmärkte 
aufgespaltet und damit in ein Feld zur 
Kapitalverwertung verwandelt. 

Die Privatisierung öffentlicher Dienste – 
Wasser, Post, Erziehung, Verkehr – be-
zweckt nicht, die Bedürfnisse der Bevölke-
rung besser zu befriedigen. Vielmehr 
bieten diese Sektoren attraktive Möglich-
keiten, um Profite zu erzielen. In der 
Schweiz betrugen 2004 die jährlichen 
Gesundheitskosten 51,5 Milliarden Fran-
ken. Davon wollen sich Investoren ein 
Stück abschneiden. Die Gewinnperspekti-
ven im Gesundheitsweisen sind verlo-
ckend. 

Offiziell wird vermittelt, dass die Versi-
cherten weniger Versicherungsleistungen 
beanspruchen würden, wenn sie sich fi-
nanziell beteiligen müssen. Gemäss der 
neoliberalen Lehrmeinung würden die 
Akteure alles gemäss ihrer Einschätzung 
von Kosten und Gewinnen entscheiden. 
Was auch sonst nicht zutrifft, gilt bei der 
Gesundheit erst recht nicht. Unsere Ge-
sundheit ist keineswegs nur von unserem 

individuellen Verhalten abhängig. 
Zugleich ist aber das Leben der höchste 
Wert. Darum sind die Kranken und die 
potentiellen Kranken bereit, sehr viel Geld 
für ihre Gesundheit auszugeben. 

Der Gesundheitsbereich ist also attraktiv 
für das Kapital. Deswegen sind Versiche-
rungen, private Spitäler und die Pharmain-
dustrie sowie ihre politischen Fürsprecher 
seit Jahren damit beschäftigt, den öffentli-
chen Gesundheitsdienst zu diskreditieren, 
die öffentlichen Gesundheitsbudgets zu 
reduzieren. und somit die Basis für weitere 
Privatisierungen zu legen. 

Der öffentliche Gesundheitsdienst wird 
mit dem Vorwand der Kostensenkung 
teilweise in Frage gestellt. Die Anstren-
gungen zur Kostensenkung im Gesund-
heitswesen betreffen aber lediglich die 
Gesundheitskosten, die durch eine relativ 
solidarische Finanzierung gekennzeichnet 
sind. Hingegen tragen die verschiedenen 
Gesundheitsanbieter auf den liberalisierten 
Gesundheitsmärkten dazu bei, die privaten 
Gesundheitsausgaben zu steigern, um 
somit mehr Gewinne zu erzielen. So dient 
die Werbung im Gesundheitsbereich of-
fensichtlich dazu, den Konsum „gesund-
heitsfördernder“ Produkte zu steigern, 
unabhängig davon, ob diese Produkte 
tatsächlich nötig und wirksam sind. Die 
Gesundheitsausgaben werden bei stärkerer 
Privatisierung nicht sinken, sondern anders 
verteilt. Nicht zufällig weisen die USA den 
höchsten Anteil der Gesundheitsausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt unter den reichen 
kapitalistischen Ländern auf. 
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Das durch die Gesetze des Marktes ge-
steuerte Gesundheitswesen dient nicht 
dazu die Bedürfnisse der breiten lohnab-
hängigen Bevölkerung zu befriedigen. 
Andererseits können sich diejenigen, die 
über die nötigen finanziellen Mittel verfü-
gen, die gewünschten medizinischen Pro-
dukte und Dienstleistungen leisten. Well-
ness-Angebote und kosmetische Chirurgie 
florieren. Die Pharmakonzerne konzentrie-
ren einen Grossteil ihrer Forschung auf 
Mittel zur Senkung des Cholesterinspie-
gels, gegen Fettleibigkeit, Herz-Kreislauf-
probleme und Potenzprobleme, also so 
genannte Zivilisationskrankheiten. Auf der 
anderen Seite werden zur Bekämpfung von 
Malaria, Diphtherie, Cholera und der sich 
wieder ausbreitenden Tuberkulose ver-
gleichsweise kleine finanzielle Mittel 



aufgewendet. Die unter diesen Krankhei-
ten leidenden Menschen in Afrika, Asien 
und Lateinamerika können sich die Be-
handlungen nicht leisten. Ihre Bedürfnisse 
genieren keine zahlungskräftige Nachfra-
ge. Darum kommen sie im Kalkül der 
Pharmakonzerne kaum vor. 

Parallel dazu schreitet die Individualisie-
rung der Gesundheitsvorsorge voran. Jede 
und jeder wird für ihren oder seinen Ge-
sundheitszustand verantwortlich gemacht. 
Man soll lernen, den Stress alleine zu 
bewältigen, Sport zu treiben, nicht zu 
rauchen, usw. Damit werden die Kranken 
bezichtigt, selbst schuld zu sein. Die glei-
che Politik wird gegen die Arbeitslosen, 
Invaliden und Flüchtlinge gerichtet. Die 
Ursachen von Krankheiten sind aber kom-
plex und hängen von verschieden Faktoren 
ab. Die Art und Weise wie unsere Gesell-
schaft organisiert ist, spielt dabei eine 
nicht unwesentliche Rolle. Beschwerden 
des Bewegungsapparats, Rückschmerzen 
und stressbedingte Krankheiten werden 
grösstenteils von der Arbeitswelt verur-
sacht. So ermittelte die Studie „Was ist 
gute Arbeit“ von 2006, dass 24 % von über 
5000 befragten Beschäftigten in Deutsch-
land vom Zeitdruck und den Anforderun-
gen im Job so gestresst sind, dass sie nicht 
glauben, dass sie unter diesen Arbeitsbe-

dingungen bis zum Rentenalter gesund 
arbeiten können (http://www.inqa.de). 
Zudem haben die Nahrungsmittelindustrie 
und die Landwirtschaft Epidemien wie 
Rinderwahn und Vögelgrippe begünstigt. 
Immer wieder werden Produkte angeboten, 
ohne vorher ihre Auswirkungen auf den 
Menschen gründlich geprüft zu haben. 
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Wir setzen uns für eine Gesundheitspolitik 
ein, die sich nach den Bedürfnissen der 
grossen Mehrheit der Lohnabhängigen und 
der Menschen in den abhängigen Ländern 
des Südens richtet. Das Ziel ist es, allen 
Menschen eine möglichst gute Gesundheit 
zu ermöglichen. Der Markt ist unfähig, 
dieses Ziel zu erfüllen. Eine Gesundheits-
politik im Dienste der Bevölkerung ist auf 
folgendes Fundament zu stellen: 

• Der Zugang zu öffentlichen Gesund-
heitseinrichtungen soll ein Grundrecht 
sein. Schliesslich hängt der Gesund-
heitszustand der Bevölkerung von ver-
schiedenen Faktoren ab. Soziale Her-
kunft, Arbeitsbedingungen, Wohnqua-
lität und Umweltbedingungen sollen in 
der Präventionspolitik berücksichtigt 
werden. 
 

• Wir widersetzen uns der Privatisierung 
der Spitäler und anderer Gesundheits-
einrichtungen. Die medizinischen 
Dienstleistungen der Spitäler sollen 
keine Ware sein. Und die Medikamen-
te? Ein Recht auf angemessene Ge-
sundheitsversorgung stellt auch die 
Verfügungsgewalt des Kapitals über 
die Medikamentenproduktion in Frage. 
Die Pharmaunternehmen sollen dazu 
verpflichtet werden, gemäss den öf-
fentlich diskutierten Vorgaben zu for-
schen und zu produzieren. 

• Schliesslich ermittelt eine demokrati-
sche Planung im Rahmen einer öffent-
lichen Diskussion die Prioritäten im 
Gesundheitswesen und legt dann die 
Mittel sowie ihre Zuweisung fest. 

• Das Gesundheitspersonal soll mit dem 
Ziel ausgebildet werden, die Bedürf-
nisse der Bevölkerung zu erfüllen. 

Ein soziales und öffentliches Gesundheits-
system im Dienste der Bevölkerung kann 
nur im Rahmen einer gesellschaftlichen 
Debatte entwickelt werden. Daher setzen 
wir uns dafür ein, dass PatientInnen, Bür-
gerInnen und Beschäftigte in eine gemein-
same Diskussion über die erwünschte 
Gestaltung des Gesundheitswesens treten. 

DC und CZ 

steht. Mittelfristig und vor allem länger-
fristig kann das keine Lösung sein. Um 
eine zufriedenstellende Lösung zur Sa-
nierung zu erreichen, müssen sich auch 
die Unternehmen einbinden lassen in-
dem sie Lohnabhängigen mit einge-
schränktem Leistungsvermögen in ihren 
Betrieben behalten, und gezielt neue 
Stellen für solche Lohnabhänge schaf-
fen. Da die Löhne der Wirtschaft im 
Vergleich zu den Löhnen der „geschütz-
ten Arbeitsplätze“ höher sind, werden 
IV-Renten reduziert oder ganz wegfal-
len. Mit solchen Massnahmen würde das 
Budget der IV am meisten entlastet. 
Bereits heute bietet die IV Unternehmen, 
die Menschen mit Behinderung anstel-
len, Unterstützung an, die leider kaum 
bekannt sind und von der IV zu wenig 
bekannt gemacht werden. Es streitet 
wohl niemand ab, dass die IV saniert 
werden muss und auch soll. Es stellt sich 
jedoch die Frage, auf welchem Wege 
das Ziel am sinnvollsten erreicht werden 
kann und wie den Versicherten, einer 
sozialen IV und der Gesellschaft am 
meisten geholfen wird. 

NB 

Vergangenen Sommer haben National- 
und Ständerat die 5. IV-Gesetzrevision 
angenommen. Die IV soll saniert wer-
den. Allerdings tragen die Versicherten 
die Hauptlasten dieser Entschuldung. 
Massnahmen wie z.B. die Reduktion der 
Zahl der Neurenten von 20 % bezogen 
auf das Jahr 2003, die Streichung des 
Karrierezuschlages und die verbindliche 
Mitwirkungspflicht der Versicherten und 
der Früherfassung von arbeitsunfähigen 
Personen gehen zu Lasten der Versicher-
ten. Die Unternehmen konnten sich 
erfolgreich ihrer Pflicht entledigen. 
Besonders hervorzuheben ist der Wech-
sel des Grundsatzes von „Eingliederung 
vor Rente“ zu „Eingliederung statt Ren-
te“. Betrachten wir den momentanen 
wirtschaftlichen Aufschwung haben 
immer mehr Lohnabhängige mit Behin-
derung trotzdem Mühe, den immer hö-
her werdenden beruflichen Anforderun-
gen zu genügen. Vielen droht die Entlas-
sung. Als Auffangbecken wird die IV 
missbraucht. Mittlerweile bekennen sich 
die Arbeitgeberverbände zu dieser Pra-
xis. In diesem Kontext erscheint die 
Umsetzung dieses Grundsatzes äusserst 
zynisch. 

Gegen diese Gesetzesrevision hat das 
Zentrum für Selbstbestimmten Leben 
(ZSL) in Zürich das Referendum ergrif-
fen. Das ZSL ist ein kleiner Verband der 
sich für selbstbestimmtes Leben der 
Menschen mit Behinderung vor allem 
ausserhalb von Institutionen einsetzt. 
Unterstützt wird das Zentrum von Grup-
pierungen aus dem linken, grünen und 
gewerkschaftlichen Bereich und kleine-
ren Behindertenverbänden, hauptsäch-
lich aus der Romandie. Mit Ausnahme 
der Grünen Partei der Schweiz konnten 
sich leider die Grossen aus der Behin-
dertenszene wie Pro Infirmis und Pro-
cap, ehemaliger Schweizer Invaliden-
verband, wie auch der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund, nicht dazu ent-
schliessen, das Referendum zu unter-
stützen. Auch die SP unterstützt nur 
halbherzig. Die grossen Behindertenver-
bände begründen ihr Abseitsstehen da-
mit, dass eine Verzögerung der Einfüh-
rung der beschlossenen Massnahmen der 
Sanierung die IV nur schadet.  

Kurzfristig betrachtet könnte man diese 
Begründung durchaus gelten lassen, 
obwohl sie auf sehr wackeligen Beinen 
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� Ich möchte in Bewegung gegen eine Spende abonnieren. 
� Ich möchte Informationen der Bewegung für Sozialismus zugeschickt erhalten. 

Vorname ...................................................Name ................................................... 

Strasse .................................................................................................................... 

PLZ, Ort .................................................................................................................. 

Tel. .......................................... E-mail .................................................................... 

Einsenden an: BFS, Postfach 129, 3000 Bern 23 oder bfs-be@bluewin.ch 
Weitere Informationen auf: www.sozialismus.ch  

 

Spenden 
Unsere Aktivitäten und die Heraus-
gabe von in Bewegung kosten Geld. 
Darum bitten wir Sie/Euch, unsere 
Arbeiten mit einer Spende zu unter-
stützen. 

Bitte Spenden auf: BFS Bern,  
PC 30-702301-8. 

Gesundh eitsreform  in Deutsc hland : 
es regt sich Widerstand 

Tobias Michel 
Betriebsrat und Mitarbeitervertreter im Alfried Krupp Krankenhaus in  

Essen, Aktivist in der Gewerkschaft ver.di, Redakteur der "drei",  
der Zeitung des ver.di-Fachbereich für Gesundheit und Soziales und  

Mitglied in der AG Soziale Sicherheit von attac Deutschland 

Dienstag, 20. Februar 2007, 19.30 Uhr,  
Käfigturm beim Bärenplatz in Bern 

 
Wie in der Schweiz und in vielen Ländern Europas steht in Deutschland das Ge-
sundheitswesen im Mittelpunkt der politischen Auseinandersetzungen. Die so-
genannte Gesundheitsreform ist äusserst umstritten. Doch gegen die Sparübun-
gen auf dem Rücken der BürgerInnnen und PatientInnen regt sich Widerstand in 
den Krankenhäusern und in der Gesellschaft. 
 
Tobias Michel informiert über die politischen Auseinandersetzungen im Gesund-
heitsbereich in Deutschland. Als aktiver Gewerkschafter und Mitglied von attac 
Deutschland entwirft er Alternativen, die von den Interessen der Beschäftigten, 
der PatientInnen und BürgerInnen ausgehen. 
 
 
Lesetipps:  
Sozialistische Zeitung: www.soz-plus.de  
www.vsp-vernetzt.de/sozkoeln/gesund.htm 
www.die-welt-ist-keine-ware.de/tobiasmichel/index.htm 
mit zahlreichen Artikeln von Tobias Michel. 

Was lassen wir uns  
unsere Gesundheit kosten? 

Pierre Gobet 
Krankenpfleger und Soziologe, 

Aktiv in der Aktion Gesundi Gesundheitspolitik, Zürich, 
Mitautor des Buches: Le Prix des médicaments.  
L’industrie pharmaceutique en Suisse (2006). 

Dienstag, 30. Januar, 19.30 Uhr, 
Casa d’Italia, Bühlstrasse 57, Bern 

 
Pierre Gobet informiert über die aktuelle Preispolitik für Medikamente in der 
Schweiz. Welche Rolle spielen die Pharmaunternehmen und die Krankenversi-
cherungen? Wie wichtig ist die Preisregulierung? Er entwirft Vorschläge wie die 
der Zugang zu günstigen und wirksamen Medikamenten verbessert werden kann. 

G8 Gipfel  
Im Juni treffen sich die Regierungen der 
acht stärksten Länder zum G8 Gipfel in 
der Nähe von Rostock in Deutschland. 
Die BFS unterstützt die Aktivitäten gegen 
den G8 Gipfel. Nähere Informationen auf: 
www.g8-2007.de 
www.heiligendamm2007.de, 
www.dissentnetzwerk.org 
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Der Zugang zu Gesundheitsdiensten wird 
in den reichen kapitalistischen Ländern 
zunehmend in Frage gestellt. In den Län-
dern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas 
ist Gesundheit ein Privileg für die Rei-
chen. Dabei geht es nicht nur um den 
fehlenden Zugang zur medizinischen 
Versorgung für die Bevölkerung. Die 
Zerstörung der Lebensgrundlagen ganzer 
Bevölkerungsgruppen stellt auch die Ge-
sundheit in Frage. Konzerne wie Nestlé 
gefährden die Gesundheit zahlreicher 
Menschen. Sie ziehen es vor, Pulvermilch 
zu verkaufen anstatt die Gesundheit stil-
lender Mütter zu fördern. Sie treiben die 
Privatisierung der Wasserversorgung 
voran und eignen sich interessante Was-
serquellen an. Damit erschweren sie der 
armen Bevölkerung den Zugang zu die-
sem lebensnotwendigen Gut.  

Die Strukturanpassungsprogramme des 
IWF erzeugen einen hohen Druck auf die 
Entwicklungsländer, die ihre öffentlichen 
Ausgaben bei der Verkehrsinfrastruktur, 
bei der Erziehung und im Gesundheitswe-
sen kürzen müssen. Daher sind die Ge-
sundheitsstrukturen ruiniert. Das Material 
und die Medikamente fehlen. Das Perso-
nal leidet unter Lohnsenkungen und Kün-
digungen. 

Die Pharmaindustrie erweiterte ihre intel-
lektuellen Eigentumsmonopole über 
Pharmawirkstoffe und Produktionsverfah-
ren. Unternehmen im Süden werden daran 
gehindert, wichtige Medikamente selbst 
herzustellen. Nur auf öffentlichen Druck 
hin gewähren Pharmaunternehmen günsti-
gere Medikamente gegen Aids. 

Im Rahmen imperialistischer Kriege – 
Vietnam, El Salvador, Kongo, Irak, 
Tschetschenien, Afghanistan – werden 
Länder mit Minen und giftigen Waffen 
verseucht. 





Referendum gegen die Änderung des Bundesgesetzes 
vom 6. Oktober 2006 über die Invalidenversicherung (IVG)

Die unterzeichnenden stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger verlangen, gestützt auf Art. 
141 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen 
Rechte, Art. 59ff, dass die Änderung des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 2006 über die 
Invalidenversicherung (IVG) der Volksabstimmung unterbreitet wird. 

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichenen, die in der genannten politischen Gemeinde wohnen.  
Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung 
für ein Referendum fälscht, macht sich nach Art. 281 bzw. 282 des Strafgesetzbuches strafbar. 

Kanton: Postleitzahl: Politische Gemeinde: 

Name / Vorname 
Bitte in Blockschrift schreiben 

Geburts-
datum

Wohnadresse
(Strasse und Hausnummer) 

Eigenhändige
Unterschrift

Kontr. 
(leer lassen)

1
       

2
       

3
       

4
       

5
       

6
       

7
       

8
       

9
       

10
       

Ablauf der Referendumsfrist: 25. Januar 2007 

Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende ....... (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner 
des Referendums in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten 
Gemeinde ausüben. 

Amtsstempel:
Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson 
(eigenhändige Unterschrift und amtliche Eigenschaft) 

Ort:  ........................................................ .............................................................................

Datum:  ........................................................ ..............................................................................

Ganz oder teilweise ausgefüllte Unterschriftenbogen bis spätestens 15. Januar 2006 einsenden an Bewegung für 
Sozialismus: BFS, Postfach 129, 3000 Bern 23

Unterschreibt das Referendum gegen die 5. IV-Revision !

Hände weg von der IV !
Wie die AHV ist sie ein Recht, das allen zusteht


